
Satzung ArtAsyl e.V. 
 

Präambel 

 

Kein Mensch kann es sich aussuchen, wo er geboren wird. Mögen wir auch unterschiedliche 

Sprachen sprechen, unsere Haut- und Haarfarben sich unterscheiden, unsere Interessen und 

Geschmäcker variieren, so sind wir letztendlich Menschen, Bürger dieser Welt, Kosmopoliten. 

Die Kunst, ausgedrückt in Malerei und Musik, eint unsere Neigungen, sie schlägt eine Brücke. 

ArtAsyl wird diese Brücke nutzen, um zwischen Geflohenen und Begrüßern eine Kultur des 

Gemeinsamen zu schaffen, eine Kultur der Kunst, unabhängig und weltoffen. 

 

§ 1 Name und Sitz des Vereins 

(1) Der Verein führt den Namen ArtAsyl e.V. Er ist im Vereinsregister unter der Vereinsregister-Nr. 
18775 vom 06.01.2016 eingetragen.  

(2)  Sitz des Vereins ist Köln. 

(3) Das Kalenderjahr ist das Geschäftsjahr. 

 

§ 2 Zweck des Vereins 

(1)  Zweck des Vereins ist die Förderung der Kunst und Kultur, sowie die Förderung des 

bürgerschaftlichen Engagements zugunsten der Förderung der Hilfe für politisch, rassisch oder 

religiös Verfolgte und Flüchtlinge. 

(2) Der Zweck des Vereins wird insbesondere verwirklicht durch die Vernetzung von Menschen in 

den Flüchtlingsunterkünften mit lokalen Künstlerinnen und Künstlern, um gemeinsam Kunst zu 

schaffen und der Anschaffung und Bereitstellen des hierfür benötigten Materials. Zu diesem 

Zwecke soll der Verein ein Atelier des kulturellen Transfers aufbauen, um dort der künstlerischen 

Verwirklichung einen Ort zu geben. 

 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

(1)  Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 

erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 4 Abteilungen 

(1)  Der Vorstand kann für einzelne Sparten die Gründung oder Auflösung von Abteilungen 

beschließen. 

(2) Die Abteilungen des Vereins sind rechtlich unselbständig und können nur im Namen des Vereins 

nach außen auftreten. Die Abteilungen haben keinen Anteil am Vereinsvermögen. 



(3) Die Mitglieder des Vereins werden den jeweiligen Abteilungen auf Antrag zugeordnet. Eine 

gesonderte Mitgliedschaft entsteht dadurch nicht. Die Zuordnung zu einer Abteilung erfolgt 

durch Erklärung des Mitgliedes gegenüber dem Abteilungsvorstand. Die Mitglieder haben das 

Recht, im Rahmen der Kapazitäten, an allen Veranstaltungen der Abteilung teilzunehmen. 

(4) Die Rechte und Pflichten der Mitglieder beurteilen sich allein nach dieser Satzung. 

(5) Die Leiter der Abteilungen werden durch den Vorstand berufen. 

(6) Näheres regelt die Abteilungsordnung, welche durch die Mitgliederversammlung zu beschließen 

ist. 

 

§ 5 Mitglieder des Vereins 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche (und/oder juristische) Person werden, welche die Ziele 

des Vereins unterstützt. Die Mitgliedschaft wird durch einen schriftlichen Aufnahmeantrag 

beantragt. Der Aufnahmeantrag von minderjährigen Mitgliedern bedarf der Zustimmung der 

Erziehungsberechtigten. Diese verpflichten sich damit zur Zahlung des Mitgliedsbeitrages des 

minderjährigen Mitgliedes. Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand abschließend. Mit 

der Aufnahme erkennt das Mitglied die Satzung des Vereins als verbindlich an. Beim Verein 

angestellte Mitarbeiter können nicht Mitglied des Vereins werden. Wird ein Mitglied 

Arbeitnehmer des Vereins, so ruht seine Mitgliedschaft bis zum Ende des 

Beschäftigungsverhältnisses. 

(2) Mitglieder des Vereins sind 

a) die aktiven Mitglieder. Aktive Mitglieder sind Mitglieder, die einer projektbezogenen oder 

organisatorischen Tätigkeit für den Verein nachgehen.  

b) die passiven Mitglieder (sog. stille Förderer). Stille Förderer sind Mitglieder, die nicht 

(mehr) projektbezogen oder organisatorisch für den Verein tätig sind, diesen jedoch – 

insbesondere finanziell- unterstützen. 

(3) Jedes aktive Mitglied hat eine Stimme. Mit schriftlicher Vollmacht kann eine Stimme übertragen 

werden. Die Übertragung ist der Versammlungsleitung vor Beginn der Mitgliederversammlung 

anzuzeigen. Ein Mitglied darf hierbei jedoch nicht mehr als drei Stimmen auf sich vereinigen. Das 

Stimmrecht besteht nur, wenn das Mitglied seinen Verpflichtungen, insbesondere seiner 

Beitragszahlung nachgekommen ist. 

(4) Nur aktive Mitglieder haben das Recht, die Einrichtungen und Veranstaltungen des Vereins im 

Rahmen der Verfügbarkeit zu nutzen. Näheres regelt die Ateliersnutzungsordnung des Vereins, 

welche durch die Mitgliederversammlung beschlossen wird. 

(5) Mitglieder des Vereins haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen und Aufwendungen, die ihnen 

durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere Material- und 

Fahrtkosten. Die Mitglieder haben das Gebot der Sparsamkeit zu beachten. Die Aufwendungen 

sind innerhalb von drei Monaten nach entstehen bei dem Vorstand anzumelden. Erstattungen 

werden nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit prüffähigen Belegen und Aufstellungen 

nachgewiesen werden. Weitere Einzelheiten regelt die Finanzordnung des Vereins, die von der 

Mitgliederversammlung erlassen und geändert wird. 

(6) Die Mitglieder des Vereins haben einen Beitrag zu entrichten. Die Höhe des Beitrages wird durch 

die Mitgliederversammlung festgelegt. Näheres regelt die Beitragsordnung, welche durch die 

Mitgliederversammlung beschlossen wird. Die Mitglieder sind verpflichtet, Änderungen ihrer 

Anschrift oder ihrer Bankverbindung zeitnah dem Vorstand des Vereins mitzuteilen. Die 

mitgliedschaftlichen Rechte ruhen bei einem Beitragsrückstand von mehr als 12 Monaten.  



 

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch 

 a) Austritt aus dem Verein 

 b) Tod des Mitglieds 

 c) Auflösung des Mitglieds 

 d) Ausschluss aus dem Verein 

(2) Die Mitgliedschaft kann durch das Mitglied mit einer Frist von sechs Wochen zum Quartalsende 

schriftlich gekündigt werden. 

(3) Die Mitgliedschaft von juristischen Personen endet, wenn das Mitglied aufgelöst wird. 

(4) Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es gegen die Interessen des 

Vereins oder gegen die Satzung in grober Weise verstoßen hat. Über den Antrag auf Ausschluss 

entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Vor dem 

Ausschlussbeschluss ist dem Mitglied Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Gegen den 

Ausschlussbeschluss kann das Mitglied mit einer Frist von vier Wochen bei der 

Mitgliederversammlung Berufung einlegen. Wird die Anordnung der Vereinsstrafe nicht innerhalb 

dieser Frist angefochten, kann der Beschluss auch nicht vor einem staatlichen Gericht 

angefochten werden. Während des Ausschlussverfahrens ruhen die mitgliedschaftlichen Rechte 

des Mitgliedes. 

(5) Ein ausgeschlossenes Mitglied kann nur aufgrund eines Beschlusses der Mitgliederversammlung 

mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen wieder aufgenommen werden. 

(6) Die ausgeschiedenen Mitglieder haben auch nach ihrem Ausscheiden über 

Vereinsangelegenheiten Stillschweigen zu bewahren. Nach dem Ausscheiden aus dem Verein 

muss das Mitglied die in seinem Besitz befindlichen Gegenstände innerhalb von einem Monat an 

den Verein herausgeben. 

 

§ 7 Organe des Vereins 

Die Organe des Vereins sind 

1. der Vorstand 

2. die Mitgliederversammlung 

3. der Gesamtvorstand. 

 

§ 8 Der Vorstand des Vereins 

(1) Der Vorstand des Vereins i.S.d. § 26 BGB besteht aus 

 a) dem Vorstandsvorsitzenden 

 b)  dem stellvertretenden Vorsitzenden sowie 

 c)  dem Finanzvorstand. 

(2) Der Vorstand wird durch die Mitgliederversammlung bestellt.  

(3) Die Mitglieder des Vorstandes werden durch die Mitgliederversammlung grundsätzlich im 

Rahmen einer Einzelwahl gewählt; die Mitgliederversammlung kann beschließen, dass eine 



Blockwahl zulässig ist. Auf Antrag kann die Wahl in geheimer Form durchgeführt werden. Über 

den Antrag entscheidet die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen. Wird die Wahl in geheimer Form durchgeführt, werden Stimmzettel ausgegeben. 

(4) Gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Wird im ersten 

Wahlgang diese Mehrheit nicht erreicht, findet ein zweiter Wahlgang statt. Im zweiten Wahlgang 

können neue Wahlvorschläge gemacht werden. Bei mehreren Wahlvorschlägen ist gewählt, wer 

die Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Erreicht im ersten Wahlgang keiner der 

Kandidaten die Mehrheit der abgegebenen Stimmen, findet zwischen den beiden Kandidaten, 

welche die meisten Stimmen auf sich vereinigt hatten, eine Stichwahl statt. Im Fall der 

Stimmgleichheit entscheidet das Los. 

(5) Wählbar sind grundsätzlich nur Mitglieder des Vereins, welche mindestens ein Jahr Mitglied des 

Vereins sind. Nur natürliche Personen sind für ein Vorstandsamt wählbar. Arbeitnehmer des 

Vereins, sowie Personen in entsprechenden Positionen mit einer finanziellen Abhängigkeit sind 

grundsätzlich für den Vorstand nicht wählbar.  

(6) Die Amtszeit des Vorstandes beträgt zwei Jahre. Eine Wiederwahl ist möglich. Die Mitglieder des 

Vorstandes bleiben bis zu einer Neuwahl, längstens jedoch drei Monate im Amt.  

(7) Mitglieder des Vorstandes können nur durch eine schriftliche Erklärung mit einer Frist von vier 

Wochen ihren Rücktritt gegenüber den übrigen Vorstandsmitgliedern erklären. Die Mitglieder des 

Vorstandes können nur aus wichtigem Grund und nur durch einen Beschluss der 

Mitgliederversammlung abberufen werden. Für den Beschluss ist eine Mehrheit von zwei Dritteln 

der abgegebenen Stimmen erforderlich. Ein abberufenes Mitglied kann kein Vorstandsamt mehr 

bekleiden. Die Abberufung eines Vorstandsmitgliedes ist wirksam, bis die Unwirksamkeit 

rechtskräftig festgestellt ist. 

(8) Im Falle des Ausscheidens eines Vorstandsmitgliedes können die verbliebenen 

Vorstandsmitglieder (für die restliche Amtszeit) ein Ersatzmitglied berufen. Diese Berufung ist 

der nächsten Mitgliederversammlung zur Kenntnis zu geben. 

 

§ 9 Gesamtvorstand 

(1)  Der Gesamtvorstand wird durch den Vorstand i.S.d. § 8, durch bis zu vier Beisitzer sowie den 

Künstlerischen und den Musikalischen Leiter gebildet. 

(2)  Die Beisitzer werden grundsätzlich im Rahmen einer Einzelwahl durch die 

Mitgliederversammlung gewählt; die Mitgliederversammlung kann beschließen, dass eine 

Blockwahl zulässig ist. Die Amtszeit beträgt zwei Jahre; die Beisitzer bleiben bis zu einer Neuwahl 

im Amt. Auf Antrag kann die Wahl in geheimer Form durchgeführt werden. Über den Antrag 

entscheidet die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Wird 

die Wahl in geheimer Form durchgeführt, werden Stimmzettel ausgegeben. 

(3) Gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Wird im ersten 

Wahlgang diese Mehrheit nicht erreicht, findet ein zweiter Wahlgang statt. Im zweiten Wahlgang 

können neue Wahlvorschläge gemacht werden. Bei mehreren Wahlvorschlägen ist gewählt, wer 

die Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Erreicht im ersten Wahlgang keiner der 

Kandidaten diese Mehrheit, findet zwischen den beiden Kandidaten, welche die meisten Stimmen 

auf sich vereinigt hatten, eine Stichwahl statt. 

(4) Der Gesamtvorstand ist zuständig für 

a) den operativen Betrieb des Projektbereichs und die programmatische Ausgestaltung der 

Vereinstätigkeit 

 b) die Schulung und Betreuung der Projektleitungen 



 c) die Vertretung des Vereins nach außen auf Netzwerkveranstaltungen 

 d) die künstlerische Ausgestaltung der Vereinstätigkeiten 

 e) den Betrieb des Vereinsateliers 

 

§ 10 Schirmherrschaft 

(1)  Der Verein kann unter eine Schirmherrschaft gestellt werden. Der Schirmherr übernimmt die 

Aufgabe, im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit des Vereins alle Maßnahmen zu unterstützen, die 

der Verwirklichung des Satzungszwecks dienen.  

(2) Der Schirmherr ist berechtigt, an den Sitzungen des Vorstandes des Vereins teilzunehmen. 

 

§ 11 Geschäftsführung des Vorstandes 

(1) Der Vorstand ist für die Angelegenheiten zuständig, soweit sie nicht durch diese Satzung einem 

anderen Organ zugewiesen sind. 

(2) Zu den Sitzungen des Gesamtvorstandes lädt der Vorstandsvorsitzende, im Verhinderungsfall der 

stellvertretende Vorsitzende, schriftlich oder per E-Mail ein. Mitglieder des Vorstandes, die nicht 

an der Vorstandssitzung teilnehmen können, können sich an der Abstimmung schriftlich 

beteiligen. Zu diesem Zweck senden sie ihr Votum zu den einzelnen Tagesordnungspunkten dem 

Vorsitzenden zu. 

(3) Zu der Vorstandssitzung ist grundsätzlich mit einer Frist von 7 Tagen einzuladen. In dringenden 

Fällen kann diese Frist verkürzt werden. 

(4) Mit der Einladung zu der Sitzung legt der Vorsitzende die Tagesordnung fest. Zusätzliche Anträge 

können bis zur Eröffnung der Sitzung bei dem Vorsitzenden schriftlich eingereicht werden. 

(5) Die Beschlussfähigkeit ist gegeben, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder des 

Gesamtvorstandes anwesend ist. 

(6) Bei den Abstimmungen entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

(7) Zu Fragen der Vorstandsarbeit und Ressortaufteilung kann sich der Vorstand eine 

Geschäftsordnung geben. 

(8) Jeweils zwei Mitglieder des Vorstandes vertreten den Verein gemeinsam.  

(9) Sofern der Vorstand nicht auf der Grundlage eines Dienstvertrages tätig ist, kann die 

Mitgliederversammlung beschließen, dass den Mitgliedern des Vorstandes eine 

Ehrenamtspauschale i. S. d. § 3 Nr. 26a EStG gewährt wird. 

 

§ 12 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung wird durch den Vorstand einberufen. Zu der Mitgliederversammlung 

werden alle Mitglieder des Vereins eingeladen. Die Mitgliederversammlung findet mindestens 

einmal im Jahr statt. Die Mitgliederversammlung soll im ersten Quartal des Jahres stattfinden. Zur 

Mitgliederversammlung wird per E-Mail eingeladen. Es wird die E-Mail-Adresse verwandt, welche 

das Mitglied dem Verein bekanntgegeben hat. Zu der Mitgliederversammlung wird mit einer Frist 

von einem Monat eingeladen. Für die Fristberechnung kommt es auf den Tag der Absendung an. 

Der Ort der Mitgliederversammlung wird durch den Vorstand festgelegt. Die 

Mitgliederversammlung wird durch den Vorstand schriftlich unter Angabe einer vorläufigen 

Tagesordnung mit einer Frist von vier Wochen einberufen. Mitglieder können Anträge bei dem 

Vorstand bis zu zwei Wochen vor der Versammlung mit einer Begründung einreichen. Bis vor 



Beginn der Mitgliederversammlung können Dringlichkeitsanträge gestellt werden. Über die 

Aufnahme in die Tagesordnung ist eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen 

erforderlich. Über die Zulassung von Gästen entscheidet die Mitgliederversammlung zu Beginn 

der Versammlung. 

(2) Die Leitung der Mitgliederversammlung wird grundsätzlich durch den Vorsitzenden des 

Vorstandes, im Falle seiner Verhinderung durch einen Stellvertreter, wahrgenommen. Die 

Mitgliederversammlung kann zu Beginn der Sitzung auf Vorschlag des Vorstandes mit einfacher 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen einen gesonderten Versammlungsleiter bestimmen. Bei 

Vorstandswahlen bestimmt die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen einen Wahlleiter. Dieser übernimmt für die Dauer des Wahlvorgangs die 

Versammlungsleitung. 

(3) Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für die folgenden Angelegenheiten des Vereins 

zuständig: 

 a) Bestellung und Abberufung des Vorstandes, 

 b) Entgegennahme des Berichtes des Vorstandes, 

 c) Entlastung des Vorstandes, 

 d) Genehmigung des Haushaltes und der Jahresrechnung, 

 e) Bestellung der Kassenprüfer, 

 f) Änderungen der folgenden Vereinsordnungen: 

  aa) Beitragsordnung 

bb) Finanzordnung 

cc) Ateliersnutzungsordnung 

dd) Abteilungsordnung 

 g) Änderung der Satzung, 

 h) Auflösung des Vereins. 

(4) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen wurde. 

(5) Für Abstimmungen gelten die gesetzlichen Mehrheitsverhältnisse, soweit in dieser Satzung keine 

abweichende Regelung getroffen wurde. Enthaltungen und ungültige Stimmen zählen bei der 

Auszählung nicht mit. Enthält sich bei der Abstimmung mehr als ein Drittel der anwesenden 

Mitglieder, ist der Beschluss nicht wirksam gefasst worden. Abstimmungen werden grundsätzlich 

offen durch Handheben vorgenommen. Ein Antrag auf Vornahme einer geheimen Abstimmung 

bedarf der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Enthaltungen und ungültige Stimmen 

zählen bei der Auszählung nicht mit. 

(6) Der Versammlungsleiter leitet die Mitgliederversammlung. Ihm stehen alle zur Aufrechterhaltung 

der Ordnung erforderlichen Befugnisse zu. Wahrt ein Versammlungsteilnehmer nicht die 

Ordnung der Versammlung, wird er zunächst durch den Versammlungsleiter ermahnt. Im 

Wiederholungsfall erhält er einen Ordnungsruf. Im Falle einer wiederholten Störung kann der 

Versammlungsleiter einen Teilnehmer der Versammlung verweisen. 

(7) Über die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, welches den wesentlichen Inhalt 

der Mitgliederversammlung wiedergibt. Das Protokoll ist durch den Schriftführer und den 

Versammlungsleiter zu unterzeichnen und den Mitgliedern spätestens sechs Wochen nach der 

Mitgliederversammlung zur Kenntnis zu geben. Geht innerhalb von drei Wochen nach der 



Kenntnisnahme kein Widerspruch durch Mitglieder ein, gilt das Protokoll als genehmigt. 

Eingehende Widersprüche sind auf der nächsten Mitgliederversammlung zu behandeln. 

(8) Beschlüsse der Mitgliederversammlung können nur innerhalb einer Frist von einem Monat 

angefochten werden. Die Frist beginnt mit der Bekanntgabe des Beschlusses. 

 

§ 13 Kassenprüfung 

(1) Die Mitgliederversammlung bestellt für die Dauer von zwei Jahren zwei Kassenprüfer und einen 

stellvertretenden Kassenprüfer. Sie bleiben bis zu einer Neuwahl im Amt. Die Kassenprüfer 

sollen Grundkenntnisse im Buchführungsbereich haben. Es darf kein Vorstandsmitglied mit dem 

Amt des Kassenprüfers betraut werden. 

(2) Die Kassenprüfer haben die Tätigkeit des Vorstandes in finanzieller Hinsicht allgemein und die 

Kassenführung im Besonderen zu prüfen. Die Tätigkeit der Kassenprüfer ist durch den Vorstand 

zu unterstützen. Die Kassenprüfer haben dabei die ordnungsgemäße Buchführung auf sachliche 

und rechnerische Richtigkeit zu prüfen. Eine Zweckmäßigkeitsprüfung wird nicht vorgenommen. 

(3) Die Kassenprüfer und der Vorstand haben vor Erstellung des Schlussberichtes diesen gemeinsam 

zu erörtern. Der Bericht ist den Mitgliedern zur Kenntnis zu geben. Auf der 

Mitgliederversammlung erstatten die Kassenprüfer ihren Bericht. 

 

§ 14 Kommunikationsmittel des Vereins 

(1)  Der Verein unterhält eine eigene Homepage unter www.artasyl.de.  

(2) Die Kommunikation im Verein (inkl. der Einladungen zu der Mitgliederversammlung) erfolgt per 

E-Mail. Die Mitglieder sind verpflichtet, ihre E-Mail-Adresse sowie Änderungen dem Verein 

mitzuteilen. 

 

§ 15 Änderung der Satzung 

(1)  Anträge auf Änderung der Satzung können nur durch den Vorstand eingebracht werden. Anträge, 

welche durch die Mitglieder eingebracht werden, können zur Abstimmung zugelassen werden, 

wenn sie von mind. 10 % der (stimmberechtigten) Mitglieder unterstützt werden. 

(2) Die Satzung kann durch die Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von drei Vierteln der 

abgegebenen Stimmen geändert werden. 

(3) Redaktionelle Änderungen und Änderungen der Satzung, welche durch Vorgaben von Gerichten 

oder Behörden erforderlich werden, kann der Vorstand vornehmen. Diese Änderungen sind der 

Mitgliederversammlung zur Kenntnis zu geben. 

 

§ 16 Auflösung des Vereins 

(1)   Die Auflösung des Vereins kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit 

von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen beschlossen werden. Der Beschluss bedarf einer 

Bestätigung einer nachfolgenden Mitgliederversammlung, welche innerhalb von sechs Wochen 

nach der Beschlussfassung über die Auflösung stattfinden muss. Auch hier ist eine Mehrheit von 

drei Vierteln der abgegebenen Stimmen erforderlich. 

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 

Vermögen des Vereins an den Verein Pro Asyl e.V., der es unmittelbar und ausschließlich für 

gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 


